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2 Genehmigungsverfahren 

von Nikolaus Steiner 

2.1 Genehmigungserfordernisse 

Erric htung und Betrieb von Recyclinganlagen fü r E lektronik-Altgeriitc 
(Demontage. Sortier- und Vcrwertungsanbgcn) werfen eine Reihe von 
genehmigu ngsrechtlichen Fragen auf. Die Vielzahl der in ßetr~lcht 

kommenden Gesetze, Verordnungen und Ri chtli ni en sowie eine Reihe 
ungeklürter Streitfragen berei ten Anlagenbctreibern lind Genehllligu ng s­
behörden erhebl iche Schw ierigkeiten und rUh ren in der Praxis lüurig zu 
liberlangen Genehmigungsverfall re n. Im Mi ttdpunk t dei' folgenden 
Betrachtung stcht die Anl ~lgengcnchll\igung 

2.1.1 Abfallrecht 

Bis Will 3ü.O..\ .ltYJ3 bedurfte die Errichtung und der Betrieb eincT 
ortsfesten Abf:lllentsorgungsanlage einer ab fallrechtlichen Zlll~\ssling 

gem~iß § 7 A brallgeselz (AbrG). In diesem Zusammenhang war streitig, 
ob ei ne Verwertungsan lagt: als Abl'allcntsorgungsanlagc zu genehm igen 
war. Seit Inkrafttreten des In vestitionserleichterungs- und Wuhnb~\u­
land gesetzes am ü 1.05 .1 993 ist diese Frage hinl~i1lig . da ~ 7 Abs_ I AbfG 
dahingehend gdndert wurde, daß - mit Ausnahme von Mülldeponien -
ortsfeste Abfallentsorgungsanlagen nur noch einer Genehmigung nach 
dem B undt:simmissionssehutzgesetz (BTmSehG) bedürfen. Eine weitere 
Zulassung nllch dem AbfG ist nicht mehr vorgesehen. Abgesehen von 
einer zu erwartenden Verfahrensvereinfachung hat die /\nderung des ~ 7 
AbfG flir den Antragsteller auch ei ne größere Rechtssicherheit zu r Folge_ 
Wäh rend nach vo rhcrrs chendcr i'>-1einung im abfall rechtlichen 
Plan feststell ungsverfahren ein Zulassungsanspruch - auch be i Vorliegen 
sämtlicher Voraussetzungen - nicht besteht. hat der Antragsteller im 
Immissions schutzrecht einen Rechtsnnsprueh auf Erteilung einer 
Genehmigun g, sofern die gesetzlichen Vornussetzungen gegeben sind. 
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2.1 .2 Immissionsschutzrecht 

Die Errichtung und der Betriebei ner Anlage ist dann nach dem BlmSchG 
genehmigungsbedürftig. wenn die Anlage im Anhang der 4. Verordnung 
zur Du.rch führung des BImSchG (4. BlmSchV) aufgefü hrt ist. Zu den 
Anlagen im Sinne des BlmSchG zahlen Betri ebsstäue n und sonstige 
ort sfc:st~ Einrichtungen. Maschinen, Gerii te und sonstige orts veränderliche 
technische Ei nrichtu ngen sowie GrundStücke. auf de nen Stoffe gelagert 
oder Arbeiten durchge führt werden, d ie e missionsträchtig sein können. 
Demontage-, Sort ier- und sonstige Verwertungsbetriebe dürften 
regelmäßig unter den Anlagenbegriff des BImSchG faHe n. 

Unter Ziff. 3.14 des Anhangs der 4. BlmSchV sind Anl ;Jgen zum 
Zc rk1c:inern von Schrott durch ROlOrmühle n aufgeführt . Derartige 
Ro{ormühlen kommen in Shredderanlagen zum Einsatz, in den en 
beispiels wei se Geriitegehäuse, E1c:ktromotoren und sonstige metallha! ti ge 
Geräteteile zum Z v,'ec ke der weiteren Mc: tallriic kgewi nnung durchgesetzt 
~'erden können. Bei einer Nennleistung des RotonlOtriebes von IOO KW 
bis weniger als 500 KW (Spalte 2) ist das vereinfachte Genehmigu ngs­
verfahren, bei einer Nennlei stung von 500 K\V oder mehr (Spo.lle I) dilS 
förmliche Genehmigungsverfahren durchzuflIhren . Anlagen mit eincI' 
geringeren Nennleistung als 100 KW sowie Anlagen, di e weniger als 12 
Monate, die auf die Inhetriebnilhmc folgen. an demselben Ort betrieben 
werden sollen. bedürfen dagegen keiner imm issionsschutzrechtlic hen 
Genehmigung. 

Das vereinfachte Genehmigungsverfah ren unterscheidet sich vom 
förmliche n dadurch, daß bei letzterem gemäß ~ 10 BlmSchG eine 
Öffe ntlichke itsbete ili gung m it öffe ntlicher Bekanntmachung und 
Au slegung der Unterlagen erfolgt. 

Eine immissio nsschutzrec ht li che Ge nehmigun gsbedürfti g: kei l für 
Aufbe reitungsanlagen kann sich darüber hi naus aus Zift. 8.4 des l\nhangs 
der 4, BlmSch V ergeben. In Spalte I derZiff. 8.4 sind Anlagen :ltIfgeführt, 
in denen feste. fl üssige od<:: r gasförmige AbWlle. auf d ie d ie Vorschriften 
des AbfG Anwendung Hnden. aufbe reitet werden. und zwar mil einer 
Leistung von 10 Tonnen oder mehr je Stunde . Zu r Aulbereitung in 
diesem Sinne zähl taueh das manuelle S0l1icren miteinfachen Hilfsmitteln . 
wie beispielsweise mit Förderbändern und Hebevorrichtungen [11. 

in Spalte 2 der Ziff. 8.4 sind kleinere Abfallaufbereitungsan!agen mit 
einer Le istung von 1 Tonne bis weniger als 10 Tonnenje Stunde sowie 
Anlagen aufgeführt, in denen Stoffe aus Haushaltungs- oder gleichartigen 
Abfallen durch Sort ieren für den Wirtschafts kreislauf zurückgewonnen 
wcrden, und zwar ab einer Leistung von 1 Tonne je Stunde. 

........ -----------------
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Entscheidende Voraussetzung für eine Genehmigungspflicht nach Zi ff. 
8.4 ist, daß die von einem Recyclingbetrieb autbereiteten elektrischen 
und elektronischen Altgerate sowie deren Bauteilt; Abfälle im Sinne des 
AbfG sind. Dies ist in der Fachwelt üußerst umstritten. 

Das derzeitgeltende Abfnllrecht kenn! den subjekti ven und den objektiven 
Abfallbegriff. Gemüß § 1 Abs. 1 Satz I, I. Alt. AbfG wirdeine bewegliche 
Sache dann zu Abfall. wenn sich der Besitzer ihrer willentlich als Abfall 
entledigen will. ,.Entledigen'" bedeutet in diesem Sinne, daß der Altbesitzer 
den Gewahrsam an einer Sache mitdem alleinigen Ziel aufgibl. sich von 
der Sache zu befreien. ohne sich oder einem Dritten einen Vorteil 
zukommen lassen zu wollen. In den Fiillen, in denen jemand ein Altgeräl 
an einen Recyclingbetrieb Wln Zwecke der weiteren Verwendung oder 
Verwertung ubergibt, durfte der subjektive Abr~.dlbegriff regelm~ißig 

'lw,scheiden. da er hiermit eine Verwertungsabsicht verfolgt. 

Unabhängig \'om Willen des Altbesitzers h:mdeh es sich n'lch dem 
objekti ven Abfallbegriffdann um Abfall. wenn eine geordnete Entsorgung 
einer Sache zur \Vahrung des Wohls lkr Allgemeinheit. in,besondet"t' 
des Schutzes der Umwelt. geboten ist, § I Ab~. 1 SalZ 1.2. All. AbfG.lrl 
welchen Fällen eine geordnete Entsorgurlg als Abfall geboten und \vann 
ci ne Verwertung als Wirtschafts gut 7.Uliissig ist. l:ißt sich dem Ahl'G nicht 
entnehmen und ist in der Pr~l.'(is heftig umstritten. 

In dn Vng~lngenheit haben Genehmigunf's- und Ahf~lilv,irt· 

schathhehörden sowie die Rechtsprechung im wesentlichl'n darauf 
abgcstell!. ob ei ne Sache i 11 ihrem konkreten Zustand die Schu!zgüter dcs 
~ 2 Abs. I AbIG. d.h. die Umwelt gd:ihrdet. Demzufolge wurden 
aus ged ten te Gege nsttinde al s \Vi rtse hn ftsgu t oder al s Rcststo ffc q uni i fl 7.i en. 
wenn sie einem Autbereitungsbetrieb zur weiteren stoftlichen oder 
energetischen Verwertung ühergeben wurden und Umweltgefahren nicht 
zu befurchten waren. Eine Entsorgung als Abfall wurde dann nicht als 
geboten ange.-;ehen. So hat beispielsweise der Bayerische Venvaltungs­
gerichtshof in seinem Beschluß vom 17.05.1991 [21 entschieden, daß 
ausgediente Kühlmöbel und Industrieabfiille mit PUR-Anhaftungen 
weder im subjekti ven noch im objektiven Sinne als Abfülle zu qual ifiziere n 
sind. wenn sie i 11 einer Autbereilllngsanlage uITlweltunschüdlich \"I;'l"wenet 
werden. In dem entschiedenen Fall hat das Oberste Bayerische Ver­
waltungsgericht dementsprechend die Anwendbarkeit der Ziff. 8.4 des 
Anhangs der 4. BlrnSehV verneint. 

Eine Abwendung von den o.g. Abgrellzungskriterien scheint durch die 
neue Rechtssprechung des Bundesverwaltungsgerichts eingeleitet worden 
zu seIn. In seinen Urteilen vom 24.06.1993 hat das Bundesverwaltungs­
gericht in einem Fall unsortic:rtcn Bauschutt aus dem Abriß eines 
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Wohnhauses [3] sowie in einem anderen Fall Altreifen [4J als Abfälle im 
objekt iven Sinne qualifiz iert und ausgeführ t. daß die Abfalleigenschaft 
e i nes Altsto fft':s nicht schon dadurch ausgeschlossen wird, daß er an ei nen 
Dritten zur Verwendung oder Verwertu ng weitergegeben werde n kann 
oder tatsächlich weitergegeben wird. Abweichend von der bisherigen 
Rechtspraxis komme es für die Frage, ob von einem Altstoff gegenwärtig 
und künftig bei dessen Weiterverwendung oder Wiederverwenung 
Gefahren fii r das Wohl der Allgemeinheit ausgehen, nicht auf ei ne 
ko nkrete Gefahr an. Für die Anwendung des Abfallbegriffs im objektiven 
Si nne sei es ausre ichend. wenn von einer Sac he potentiell Gefahren für 
das Gemei nwohl ausgingen. Wesentliches Indiz für solche typischen 
Gefahren sei das Fehlen eines Marktpreises. Dies bedeute regelmiißig, 
daß Altstoffe mit " negativem Wert", fü r deren Abnahme der bisherige 
Besi tzer ein Entgelt bezahlen müsse, nicht als Wirtschaftsgüter, sondern 
als Abfalle einzustufen seien. 

Auf Elektronikschrott übertragen bedeutet die neuere Rechtssprechu ng 
des Bundesverwaltu ngsgerichts, daß ausgediente Geräte und Geräteteile 
Abflille sind, wenn bei der Übergabe an e inen Verwertungsbetrieb eine 
Zuzahlung erfolgt. In der Prax is dürfte dies häufig der r aH sein, da die 
Au fbere itungskosten die Erlöse aus der Veräußerung der verwertbaren 
Anteile in der Regel übersteigen. Dadie Seku ndärrohstoffpreise starken 
Marktschwankungen unterliegen. kann es vorkom men. daß bestimmte 
Altstoffe mal einen "negativen Wert" und mal einen "positiven Wert" 
haben. Bei niedrigen Erl äsen wäre danach ei n Verwenungshctri eb als 
Abfnll aufbere itu ngsanlage im Sinne der Ziff. 8.4 des Anhangs der 4 . 
BlmSchV, bei huhen Sekundärrohstoffpreisen jedoch als einfache 
Aufbereitungsanlage zu qualifizieren, d ie nicht nach Ziff. 8.4 genehm i­
gungsbedürftig ist. Die str ickte Anwendu ng der vom Bundesve r­
waltungsgericht e ntwickelten Abgrenzungskri terien kann daher zu 
gänzlich unbrauchbaren und unbefriedigenden Ergebnissen führen. Eine 
Klarsteilu ng und Präzisierung des Abfallbegriffs durch den Gesetzgeber 
ist daher dringe nd geboten. 

Sofern ei ne Aufbcrei lU ngsanlage für E1ektron ikschrott weder den Ziffern 
3. 14 oder 8.4 noch einem sonsligen im Anhang der 4 . B1 mSchV 
aufgefü hrten Anlagentyp zuzuordn en iSI, steht fest, d aß dies e 
im missionsschutzrechtlich ni cht genehmigu ngsbedürftig ist. Damit is t 
jedoch noch nicht gesagt, daß derartige Anlagen keinen immissions­
schutzrechtlichen Anforderungen unterliegen . Denn auch Betreiber von 
immissionsschutzrechtlich nicht genehmigungs bed ürftigen Anlagen 
unterliegen dem Pflichtenkatalog des § 22 BImSehG. Nach dieser 
Vorschrift muß der Betreiber einer nicht genehmigungsbedürftigen Anlage 
d iese so errichten und betreiben, daß schäd liche Umwelteinwirkungen. 
die nach dem Stand der Technik vermeidbar sind, verhindert werden. 
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Al tgerä!e/Elektronl kschrott 

Abgabe mit Entledigung~absicht Abgabe ohne Enlledigungsabsicht 

/~ 
" negativer" \Vcr! "positinr" \Verl 

Abfall Ahrall \Vi rtschafisgul 

Aob. I: Recht liche Einordnung von El<!ktronikschrott und Altgcräl t !l 

Ni cht vcnnt!idbare, schiidliche Umwel tt! inwirkungcn tnü .~sen auf ein 
Mindestm<lß beschränkt werden . Dnrü bcr hinaus können anJl:re ötTent lich­
rechtliche Gcnt!hmigungserfordernisse in Betrncht kommen. 

2.1.3 Baurecht 

Sofern nach dcm Vorstehe nden eine BlmSchG -Genehmigung zur 
Errichtung und zum ß etriebeiner Aulbereitungs:lIllage nicht erforderlich 
ist kommt eine Baugenehmigung nach den jeweiligen L1ndesbau- ;\lIla~el/he8rijf 
ordnungen in Betracht . Danach sind bauliche Anlagen, d.h . mit dem 
Erdboden verbundene. aus Baustoffen und Bauteilen herge~;te11te Anlagen 
genehmigungsbedürftig . Da nach den fast gleichlautenden Legaldelin i-
tionen der Landesbaunrdnungen eine Verbindung mit de m Erdboden 
schon dann besteht, wen n d ie Anl age durch eigene Schwere auf dem 
Erdboden ruht unterliegen nicht nu r ortsfest betriebene Aufbereitungs-
anlagen, sondern auch mobi le Behandlungsanlagen einern baurechtlichen 
Gt:nehmigung~erfordern i s. 

Die beantragte Baugenehmigung iSI zu erte ilen. wenn die Anlage nach 
dem Bauplanungs- und Landesbauordnu ngsrecht zultissig ist und wenn 
das Vorhaben sonsti gen öffenlli ch-rechtlichen Vorschriften ni cht 
entgegensteht. Zu den sonstigen öffentlich-rechtlichen Vorschriften zrihlt 
das Umweltrecht eim;chließI ich des I mmissionsschutz- und Abfallrechtes. 

29 
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Wegen J er Konzentrationswi rkung des § 13 BImSchG, wonach d ie 
BlrnSchG-Genehmigung andere, d ie Anlage betreffende öffentlich­
rec htlic he Ge nehm igu nge n, Zulassungen sow ie Erlaubnisse und 
Bewilligungen mit einschließt, beschrän kt si ch die Relevanz baurecht­
licher Genehmigungserfordernisse gru ndsätzlich auf so lche Aufbe­
reitungsanlagen, die immissionssch utzrechtlich genehmigungsfrei sind . 

Ei ne separate Baugenehmigung muß jedoch zus ätzlic h zur BImSehG­
Genehmigung dann eingeholt werden, wenn auf dem gleichen Gelände 
neben der Behandl ungsanl age Verwaltungs- und Lab(lrgebäude geplant 
sind. 

2.1.4 Wasserrecht 

Eine wasserrechtliche Erlaubnis nach § 7 Wasserhaushaltsgesetz (\VHG) 
ist erforderl ich, wenn eine Autbereitungsanlage mit einer GewJsser­
benutzu ng verbunden ist. Zu den Ge wässerbenutzungc n gehören ge mäß 
§ 3 Abs. I WHG das Entnehmen und Ableiten \'on Wa.~se r aus 
oberi rdischen Gewässern sowie das Einbri ngen und Einlei ten von Stoffen 
in oberirdische Gewiisser. Das Ei nleiten umfaßt n üssigc und gasförm ige 
Stoffe jeder Art, insbesondere Abwässer. Gemäß ~ 7 a WHG werde r! an 
das Einle iten von Abwasser bes.ondere Anforderungen gestel1t. Die 
Bundesregierung hot hierzu zahlrei che Allgem ei ne Verwultu ngs­
vorschriften über Mindeslanforderu ngen an das Einleiten von Ab\\<lSser 
in Gewässercdassen 15J. 

Da die Konzentrationswirkung des § 13 Bl mSchG wasserrechtlic he 
Erlaubnisse und Bewil ligungen nicht um faßI. mu ß beispielsweise bei der 
zuständigen Wasserbehördeei ne Erlaubnis fLi rdas Einleiten von Abwasser 
zusätzlich zur BlmSchG-Genehmigung beantragt werden. Die für den 
Immissionsschutz zustiindigc Behörde braucht jedoch die En tsch eid ung 
der Wasserbehörde. mit welchen Aull<lgen der Genehm igungsbescheid 
aus ihrerSicht zu versehen ist. nicht ab:m warten . Die mitdem Inkrafttretcn 
des Inl'estltionser1e ichterungs- und Wohnbau1:mdgese lzc.~ erfolgle neue 
Regelung des § 13 B1mSchG erlaubt es der [mm issionsschutzbehörde in 
ih rem Besc heid festzustellen. daß wasserrecht liche Bedenken grund­
sätzlicher Art dem Vorhaben nicht entgegenstehen . 

Einzelheiten kön nen dann im Anschtul\ an die Ertei lung der BTmSchG­
Geneh migu ng durch nachträgliche Auflagen geregelt werdt:n. 

7 
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2.1.5 Um wcl tvcrträgliehkci tsprüf ung 

Vor Inkratureten des lnvestitionserleiehterungs- und Wohnbau­
landlIesetzes hin~ die Fnl"e, ob eine UmwdtveI1riü!iichkeitsprlifurl!:! 

~ ~ '" - ~ 

(UVP) durchzuführen ist, davon ab, ob Elektronikschrott-Aulbcn:i-
tungsanlagen zu Jen Vorhaben im Sinne der NI'. 4 der Anlage zu § 3 des 
Gesetzes über die Umweltvertraglichkeitsprüfung ( UVPG) zählten . 
Nach dieser Besti mmung war eine UVP obligatorisch für die Errichtung 
und den Betrieb ei ner Abfallentsorgungsanlage, die der Planfeststel lung 
nach § 7 AbfG bedurfte. 

Nach der Gesetzesänderung ist nunmehr nur für Abfalldeponien generell 
eine UVP vorgesehen . Gkiehzeitig wunkjedoch in den Anhang zu Nr. 
I der Anlage zu § 3 UVPG eine neue NI". 27 ,.Abfallentsorgungsanlagen·· 
aufgenommen. Dies bedeutet. dal'l n lr Abfallentsorgungsanbgen, die 
einer förmlichen Genehmigung mit Öffentlichkeitsbeteil igung nach ~ 10 
BlmSchG bedürfen. d.h. Anlagen, die in Spaltc I des Anhangs der-l. 
BlmSch V aufgefühn sind, eben b lls eine UVP durchwführen ist. Dal11lt 
ist die bereits in Kap. 2.1.2 et'örtate Frage wiederum aufgeworfen , ob in 
einer Elektronikschrotl-Reeyc li nganlage AhEiII," od,"l' Wirtseh:ll"tsg[iter 
behandelt \'~enkn. Sofern unter Zugrundelegung der neunen 
Reehtssprechung des ßundesverwaltungsgerichts auch Elektron ikschnlt t 
als Abfall eingestuft wird, gilt da~ Erfordern is einer UVP fLir Aufhe­
reitungsan lagcn Illi t einer Kapazit;it von I {l t oder mehr jc Stu nde, da J iese 
in Spalte I des Anhangs zur4. ß1IllSchV aufgeführt sind . fki kleineren 
Anlagen ist eine UVP nicht vorgeschri eben. 

Zweek der Durchführung ei ner U IIlweltyet"tdgl ichkei tsprüfung ist es, bc·i 
allen bedeutenden Vorhaben. die erhebl iche Auswirkungen <tu td ie Um welt 
haben können. diese frühzeitig umf~lssend zu ermitteln und zu bewerten. 
dnlllit das Ergebnis der UVP so früh wie mögl ich in die Entscheidullgs­
Endung überdie Zubssigkei t ei nes Yorhabens eint1idkn kann . Die UVP 
ist cin sogenannter unselbständiger Teil eines vcrwaltungsbehti rdl ichen 
Verfahren s lind wi rd im Rahmen der bestehenden Genehmif!lIll""i-

~ 0 

verfahrensarten unter Einbeziehung der Öffentli chkeit lind llille t· 
Beteiligung stimtlieher Behörden. deren Aufgabenbereich durch das 
Vorhaben berührt wird. durchgdührt. 

, 

UVP·P}/icltl hei 
Ahj(l!lelil-
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ßlmSehG-Genehmlgu nj:: 

/ "'" Shredderanlagen, 
Ziff. 3.14 des Anhangs 

der 4. BlmSchG 

Abfallufbere i tungsa nlagen, 
Zi rf. 8.4 des Anhangs 

der 4. BImSch V 

Baugenehmigung 

/ 
wenn keine BfmSchG 
Genehmigung 

erforderlich 

zusä tzlich mr Gebäude, 

Hallen ete. 

Wasserrech tlIche Erlauhnis 

/ 
Entnahme \"On Wasser 

aus Gewässern 

Ei nleitung ,"on Abwasser 

lim weltverträglichk eltsprü fu n): 

für AbfaUautbereitungsanlagen > 10 tIh 

Abb. 2: Genehmigungs-. Erlaubnis· und Prüferfordernisse für Auf~o!feitung~. 
<ln!<lgen 

2.2 Genehmigungsvoraussetzungen nach 
dem BlmSchG 

Sofern e ine Aufbereitu ngsanlage fürelektrische und elt:ktroni s.::he Geräte 
nach dem BlmSchG genehmigu ngs bedürfti g ist. hat der Antragstdlt:r 
einen Anspruch auf Erteilu ng ei ner Genehmigung, wen n d:~ Voraus­
setzungen des § 6 BlmSchG erfüllt sind. Der Anlagenbetr ... iber muß 
sicherstellen. daß 

- keine schädlichen Umwel teinwirkungen. erheblichen Nachteile und 
erheblichen Belästigungen fürd ie Al lgemeinheit und die Nachbarschaft 
hervorgerufen werden können, 

- Vorsorge gegen schädliche Umwelteinwi rkungen durch die dem 
Stand der Technik entspreche nden Emmissionsbegre nzungsmaß· 
nahmen getroffen wird. 
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- Reststoffe vermieden. sch<ldlos VCf\vertet oder, soweit nicht mög lich. 
als Abfalle besei tigt werden . 

Darüber hinaus darf di~ ' Anlage Belangen des Arbei tsschul7.es uml 
anderen öfknt[ich-rcchtlichen Vorschriften nich t entgegenstehen. Zur 
n[iheren Ko nkretisierung d ieser Anforderungen und um eine ei nheitliche 
Verwalwngsp raxis zu errei chen , hat die Bundesregierung zahlreic he 
Allgemeine Verwaltungsvorschriften erlassen. Die b\!iden widltigslen 
Verwn[tu ngsvo rsch rifte n des InHn i s~ ion sschutzrcc hles sind 

_ die Techni sc he Anleitung zum Schutz gegen Lärm (TA Liirm) VOIli 

16.07.1968, 
- die Techni sche An leitung zur Reinhaltung der Luft (TA Luft) vom 

27.02. 1986. 

Diese Verwa.ltungsvorschril'tcn begründen keine gcncrd l verbindlirhcn 
Verpllichtungcn für einen An[agcnhctreiba. sondern bindcn d ie LU, 

stiind ige n Behörden bei der i\ usübu ng 1.1<.: -' Jiesen zustchcndcn Cl'Ilh!SSens. 
Wegen ller in den T erhni ~dn:n Anleitungen enthaltencn. allg<': l1lcl11 
anerkan nten wi sse rl s ch~lftjich - tec hnischc n ()!'llflusützc bllllltll dCll 

Allgeme inen Vcrwahungwm schri l'tcn jedDch ei nt: Atl ... sage~raft HHl 

besonut: relll Gew icht zu . 

2.3 Ablauf eines Genehmigungsverfahren 
nach dem BlmSchG 

Der Gang des i Il1l1li ssio ns~chlllm:c ht!ide n Genehrnig lln~ S\'<':I-ra hrel\'i ist 
in den S§ lO. [9 Bl mSchG s\lwie in der \) . Verordnung zur Durchführung 
des Bl mSchG (9 . BlrnSchVj grunds;il7.lich be~chriebcn uno snll im 
folgende n korz sk izziert werden , 

Das Genehmigungsverfahren beginn t mit d<.: r Stellung eines Antrages. 
dem d ie zur Prüfung der Genehmigungs\'oraussetzu ngen erforderl ichen 
Zeichnungen. Erbuterungen unu Unterlagen beizu fügen sind. Die 7.ahlreich 
erforderl ichen Unterlagen sind in den §~ 4, 4<1 bis 4d der 9. BlmSchV 
aufgeführt. Die meisten Bunde sländer haben Anlragsformu lare nebst 
Checklisten fU r die einzu re iche nden Unterlagen e ntwic kelt. die bei den 
Immi ss ionsschutzbehörden nachgefragt werdc:n können. 

Vor der Einreichung des Antrages empfiehlt es sich, die Genehmigung s­
behörde über das gepblHe Vorhabe n zu unte rrichten . Sobald die 
Unterrichtung erfolgt ist, soll die Behörde den Träger des Vorhabens 
hinsi chtlich der An trag stellung beraten und mit ihm den zeit[ieht!n Ab[ auf 
des Genehmigungsverfahrens beraten. 

, lll/rU f( 
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2 Genehmigungsye rfahren 

Förmliches 
Genehmiglillgs· 
verfahren mit 
Öflellflichkeifs­
hetdligllllg 

Einlächcs 
Genel!llliglillgs­
I'crfahren 

Gcnehmig!lIlgs· 
fristen 
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Der Antrag und die Unterlagen sindje nach der Anzahl dcrzu beteiligenden 
Behörden mindestens in sechsfacher Ausfertigung einzureichen . 

Nach der Ei nreichun g prüft die Genehm igungs behörde, ob die vorge k gte n 
Zeichnungen, Erläuterungen und Unterlagen vollständig sind und fordert 
ggf. fehlende Unterlagen nach. 

Im förmlichen Genehmigungsverfahren gemäß § \0 BImSchG. d.h. bei 
der Genehmigung von Anlagen, die in Spalte I des Anhangs der 4 , 
BTmSchV aufgeführt sind, ed'olgt anschließend die Öffentlich ­
keitsbeteiligung, die mit deröffentlichen Bekanntmachungdes Vorhabens 
im amtlichen Veröffentlichungsblatt sowie in den im Bereich des 
Standortes der Anlage verbreiteten örtlichen Tageszeitungen beginnt. 
Nach der Bekanntmachung werden der Antrag sowie die Unterlagen 
nebst ei ner allgemein verständlichen Kurzbeschreibung für ei nen Monat 
zur Einsicht ausgelegt. Innerhalb dereinmonatigen Auslegungsfrist kann 
sodann jedermann gegen das Vorhaben Einwendungen erheben . 
Rechtzeitig erhobene Einwendungen werden alsdann in einern \'on der 
Genehmigungsbehörde anzuberaumenden Erörterungst~ rmin mit dem 
Antragsteller und den Einwendern erörtert. 

Im vereinfachten Genehmigungsverfahren gemüß § 19 HlmSchG. d _h_ 
hinsichtlich Anbgen, die in Spaltc 2 des Anhangs zur 4 _ RlmSch\ ' 
aufgeführt sind, entfallt die ÖffentlichkeitshetciligUllf, Ebenso \ 1 ie im 
förmlichen Genehmigungsverfahren werden jedoch auch hier die' 
Stellungnahmen der Behörden eingeholt. deren Aufgabcnbereich durc h 
das Vorhaben bcruhrt wird. Zu nennen sind insbesondei'~ die Bau-, die 
Abfall\v irtschafts· sowie die WasserbehördC'. 

Eine wesentliche Neuerung hm das bereits mehrfach an gesprochene 
Investitionserlcichterungs- und Wohnbaubndgcselz gehracht. Zur 
Beschleu nigung von Genehmigungsverfahren hat d ~r Gesetzgeber 
erstmals Fristen eingeführt. Nach dem neugdallten ; 10 Ah_, . (i a 
BImSchG hat die Genehmigungsbehörde im fömlli-::hen Verb,hren 
innerhalb einer Frist von sieben Monaten lW.ch Eingang des Antrages 
über diesen III entscheiden. Für das vereinfachte Verfah ren betrügt die 
Genehmigungsfrist lediglich drei Monate . Allerdings kann die zustiindige 
Behörde die Frist um jeweils drei r...'lonate verbngcrn, II-en 11 dies \\-egen 
der Schwie rigke it der Prüfung oder aus Gründen , die dem Antragsteller 
zuzurechnen sind. erforderlich ist. 

D iese Neuregelung veranlaßt die Genehmigungsbehi."irden im Prinzip 
dazu, Zulnssungsverfahren in vertretbarer Zeit durchzuführen. Dn da 
Gesetzgeber jedoch keine Regelung für den Fall einer Fri,tüberschreitun~ 
getroffen hat, bleibt abzuwarten, ob die l\'euregelung in der Praxis 
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tutsäch!ich zu einer Verfahren sbeschleunigung führt. Dadie Sieben- bZII' 

Dreimonatsfrist ab Eingang des Antrags und der AntraEsuntcriagen gilt. 
i~ 1 zu bertirchten, daß d ie bislang bestehenden Verfahrensh indern isse in 
die Phase vor Änlragstellung vorverlegt werden . 
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